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I.  Einleitung 

Die Charta der Vereinten Nationen und die 
Allgemeine Erklärung der Menschenrechte 
schufen vor 65 Jahren den Rahmen für die 
Verrechtlichung von Menschenrechten auf 
globaler Ebene. Sie bildeten zudem eine 
wesentliche Referenz für den Menschen-
rechtschutz in verschiedenen Regionen, 
die, so die gängige Annahme, gemeinsame 
politische und wirtschaftliche Erfahrungen 
und kulturelle Werte teilen und sich daher 
leichter auf an lokale Prioritäten angepass-
te Rechtsnormen und vor allem auf stärke-
re Durchsetzungsmechanismen als jene im 
globalen Kontext einigen könnten.1 Regio-
nale Menschenrechtssysteme, bestehend 
aus einem Katalog menschenrechtlicher 
Normen, der um Überwachungs- und 
Durchsetzungsmechanismen ergänzt 
wird,2 gibt es seit mehreren Jahrzehnten in 

                                                      
1  Siehe etwa Eibe Riedel, Der internationale Men-

schenrechtsschutz. Eine Einführung, in: Bun-
deszentrale für politische Bildung (Hrsg.), Men-
schenrechte. Dokumente und Deklarationen, 4. 
Aufl. 2004, S. 11-40 (S. 31). 

2  Dinah L. Shelton, Regional Protection of Human 
Rights, 2008, S. 15. 

Europa, den Amerikas und Afrika.3 Wäh-
rend diese sich weiter verrechtlichten, blieb 
die Entwicklung analoger Schutzsysteme  
in den anderen Weltregionen aus. Erst seit 
Kurzem schreitet die Bildung eines regio-
nalen Menschenrechtsschutzsystems in 
Südostasien voran. Zudem haben die ara-
bischen Staaten 2004 eine verbindliche 
Menschenrechtscharta mit eigenem Über-
wachungssystem verabschiedet. Wir steu-
ern somit auf globale Überlappungen von 
regionalen und universellen Menschen-
rechtsschutzsystemen zu, die sich zeitlich 
versetzt und mit signifikanten Unterschie-
den im Normenkatalog und Grad der Ver-
rechtlichung ausbilden.  

Diese Entwicklung wirft eine Reihe an Fra-
gen auf, von denen die folgenden in die-
sem Beitrag behandelt werden. Inwiefern 
ähneln die im Entstehen befindlichen neu-
en regionalen Menschenrechtssysteme in 
der arabischen Welt  und in Südostasien 
den etablierten regionalen Systemen in 
Europa, den Amerikas und dem jüngst 
stärker verrechtlichten System in Afrika? 
Inwiefern erfüllt sich die Hoffnung der 
Vereinten Nationen (UN), dass die regiona-
len Systeme den Schutz der universellen 
Menschenrechte stärken? Und wie verhal-
ten sich das internationale Schutzsystem 
und die regionaler Systeme zueinander?  
Wie lassen sich regionale Menschenrechts-
systeme in Südostasien und anderen Regi-
onen erklären?  

                                                      
3  Siehe Shelton (Fn. 2), S. 15 und Christof 

Heyns/David Padilla/Leo Zwaak, A Schematic 
Comparison of Regional Human Rights Sys-
tems. An Update, in: Sur. Rev. Int. Direitos 
Human. 2006, S. 163-171. 
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Der Beitrag gibt zunächst einen kurzen 
Überblick über Änderungen im regionalen 
Menschenrechtsschutz der jüngeren Zeit. 
Im Anschluss werden einige zentrale Ge-
meinsamkeiten und Unterschiede der etab-
lierten und jüngeren Systeme herausgear-
beitet, bevor sich der Beitrag der Frage 
nach dem Verhältnis regionaler und uni-
verseller Systeme widmet. Schließlich wer-
den anhand einer Schilderung zentraler 
Prozesse und Dynamiken bei der Entste-
hung der jüngeren Systeme die förderli-
chen beziehungsweise hinderlichen Fakto-
ren im menschenrechtlichen Regionalismus 
geschildert. An dieser Stelle geht der Bei-
trag auch kurz auf die weiterhin ausste-
hende Bildung eines pazifischen Systems 
ein.  

 

II.  Aktuelle Entwicklungen im regiona-
len Menschenrechtsschutz 

Im regionalen Menschenrechtsschutz las-
sen sich analog zum globalen Menschen-
rechtsschutzsystem stete Verrechtlichungs-
prozesse beobachten. Gemeint ist damit, 
dass substanzielle Regeln (also auch solche 
ohne Rechtscharakter) „rechtsförmiger“ 
werden, das heißt Regeln verbindlicher 
und präziser werden und die Verfahren 
der Regelauslegung, Regeldurchsetzung 
sowie (weiteren) Regelsetzung durch Dritte 
erfolgen.4 Diesen Trend verdeutlichen eini-
ge Ereignisse der letzten Jahre, so etwa die 
Schaffung des Afrikanischen Gerichtshofs 
für Menschenrechte im Jahre 2004, das In-
krafttreten der (überarbeiteten) Arabischen 
Charta für Menschenrechte im Jahre 2008 
und zuletzt die Schaffung einer zwischen-
staatlichen Menschenrechtskommission 
durch den Verband südostasiatischer Staa-
ten (ASEAN) im Jahre 2009, die nachfol-

                                                      
 4  Bernhard Zangl/Michael Zürn, Make Law, Not 

War: Internationale und transnationale Ver-
rechtlichung als Baustein für Global Govern-
ance, in: Bernhard Zangl/Michael Zürn (Hrsg.), 
Verrechtlichung – Baustein für Global Govern-
ance?, 2004, S. 12-45 (S. 21ff.); Kenneth W. Ab-
bott/Robert O. Keohane/Andrew Moravcsik/ Anne-
Marie Slaughter/Duncan Snidal, The Concept of 
Legalization, in: International Organization 
2000, S. 401-419. 

gend kurz beschrieben werden.5 Während 
die jüngere  Verrechtlichung im Raum der 
Afrikanischen Union (AU) vor allem den 
Bereich der Rechtsprechung und Rechts-
durchsetzung betrifft, wurden im Raum 
der Arabischen Liga nun erstmals rechts-
verbindliche Normen verabschiedet und 
im Raum der ASEAN die ersten Schritte zu 
einer innerregionalen Förderung des Men-
schenrechtsschutzes und späteren Verab-
schiedung von Rechtsnormen unternom-
men.  

Der Afrikanische Gerichtshof mit Sitz in 
Arusha (Tansania), der die Rechtsausle-
gungskompetenz und Rechtsdurchset-
zungskompetenz des afrikanischen Sys-
tems stärkt, nahm 2006 seine Arbeit auf.6 Er 
verkürzt den Abstand in der Verrechtli-
chung der Regelauslegung und -durch-
setzung, der zwischen dem afrikanischen 
und dem europäischen sowie interameri-
kanischen System besteht, die bereits in 
ihren grundlegenden Übereinkommen die 
Schaffung eines Gerichtshofs beschlossen 
hatten. Da ein analoges Verfahren zur Ver-
abschiedung der Afrikanischen Charta der 
Menschenrechte und Rechte der Völker 
(Banjul-Charta) politisch nicht konsensfä-
hig war, hatten die Staaten der damaligen 
OAU es bei der Einrichtung einer Kommis-
sion belassen, die vertragsgestützten Men-
schenrechtsschutz im UN-System analog 
zum nur über schwach ausgeprägte Über-
wachungsfunktionen (Staatenberichtssys-
tem und Beschwerdesystem) verfügte. 
Aufgrund von souveränitätsschonenden 

                                                      
5  Das Zusatzprotokoll zu den Frauenrechten der 

Afrikanischen Union, das 2005 in Kraft trat, ist 
ebenso wie die 1998 in Kraft getretene Konven-
tion über die Rechte und Grundfreiheiten der 
Menschen (der GUS-Staaten) und die von der 
SAARC (South Asian Association for Regional 
Cooperation) 2002 verabschiedeten Konvention 
mit menschenrechtlichem Bezug  nicht Gegen-
stand dieses Beitrages. 

6  Germain Baricako, Introductory Preface. The 
African Charter and African Commission on 
Human and Peoples’ Rights, in: Malcolm David 
Evans/Rachel Murray (Hrsg.), The African 
Charter on Human and Peoples' Rights: the sys-
tem in practice, 1968-2006, 2. Aufl. 2008, S. 1-19 
(S. 2). 
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Regelungen zur Vertraulichkeit der länder-
spezifischen Tätigkeiten der Kommission 
(die dem Charta-gestützten 1503-Verfahren 
im UN-Menschenrechtsschutz ähneln) 
vermochte es die Kommission nicht, eine 
justizähnliche Kontrolle vorzunehmen. 
Geschwächt wurde das System zudem 
durch mangelnde finanzielle Unterstüt-
zung und die fehlende Unabhängigkeit der 
Kommissionsmitglieder.7 Insofern bietet 
erst die Einrichtung des Gerichtshofs, die 
im 1998 verabschiedeten Zusatzprotokoll 
zur Banjul-Charta verbrieft ist, die Chance 
auf stärkere Durchsetzungsmechanismen. 
Der aus elf Richter(inne)n zusammenge-
setzte Gerichtshof hat mehrere Funktionen: 
er entscheidet über Staaten- und Indivi-
dualbeschwerden, die ihm von der Kom-
mission vorlegt werden und über Be-
schwerden von Vertragsstaaten. Die An-
nahme von individuellen Klagen oder Kla-
gen von Nichtregierungsorganisationen ist 
allerdings fakultativ, das heißt an die ent-
sprechende Unterwerfung durch Mit-
gliedsstaaten gebunden. Außerdem erstellt 
der Gerichtshof, unabhängig von der Un-
terwerfung einzelner Staaten, Rechtsgut-
achten und zwar sowohl im Auftrag der 
AU als auch einzelner Mitgliedsstaaten. 
Mit der Einrichtung des Gerichtshofs wur-
den die zuvor (und weiterhin) von der af-
rikanischen Kommission für Menschen-
rechte und Rechte der Völker wahrge-
nommenen Tätigkeiten der Erstellung von 
Rechtsgutachten und der Rechtsauslegung 
weiter gestärkt. Anders als die Kommissi-
on ist der Gerichtshof dabei nicht allein auf 
die Heranziehung der Banjul-Charta be-
schränkt. Zudem, und dies stellt einen 
wichtigen Schritt in der weiteren Ver-
rechtlichung dar, wurden das afrikanische 
Menschenrechtssystem um die verbindli-
che Durchsetzung von Entscheidungen 
ergänzt. Angesichts der Vielzahl an souve-
ränitätsschonenden Bestimmungen und 
der Unterfinanzierung des Gerichtshofs 
sind Kritiker(innen) jedoch skeptisch, ob 

                                                      
7  Gina Bekker, The African Court on Human 

Rights and Peoples’ Rights. Safeguarding the In-
terests of the African States, in: Journal of Afri-
can Law 2007, S. 151-172 (S. 157f.). 

die formal festgelegten Kompetenzen zu 
einer Verbesserung im Schutz der Men-
schenrechte führen werden.8 

Die 2008 in Kraft getretene Arabische Char-
ta der Menschenrechte stellt erstmals 
rechtsverbindliche Menschenrechtsstan-
dards für die 22 Mitglieder der Arabischen 
Liga auf. Ursprünglich 1994 vom Rat der 
Arabischen Liga verabschiedet, wurde sie 
2004 mangels ausreichender Zustimmung 
überarbeitet und trat nach der siebten Rati-
fizierung in Kraft. Die Charta beinhaltet 
klassische Schutzrechte, wie das Recht auf 
Leben, Verfahrensrechte, wie das Recht auf 
fairen Prozess, zivile und politische Rechte, 
wie das Recht auf Vereinigungsfreiheit, 
sowie wirtschaftliche, soziale und kulturel-
le Rechte, wie das Recht auf Bildung.9 Hef-
tige Kritik zog die Formulierung in Art. 2 
Abs. 3 auf sich, die den Zionismus als Be-
schränkung  der Menschenwürde und we-
sentliche Hürde für die Anwendung der 
Menschenrechte bezeichnet. Die derzeit 
von neun Staaten10 und den palästinensi-
schen Autonomiegebieten ratifizierte Char-
ta stellt mit dem periodischen Berichtsver-
fahren ein den internationalen Menschen-
rechtsregimen ähnelndes Überwachungs-
verfahren vor: die Vertragsstaaten müssen 
in regelmäßigen Abständen einen Bericht 
über die Umsetzung der Charta vorlegen, 
der von einem Expertengremium, dem 
Arabischen Menschenrechtsausschuss, ge-
prüft werden. Ein Individual- oder Staa-
tenbeschwerdeverfahren wurde nicht etab-
liert. Der siebenköpfige Ausschuss hielt im 
April 2009 seine erste Sitzung ab, auf der er 
20 vorläufige Verfahrensregeln festlegte.11 
Im selben Jahr traf sich der Ausschuss zu 
Gesprächen mit vier Nichtregierungsorga-
nisationen, darunter Amnesty Internatio-

                                                      
8  Bekker (Fn. 7), S. 171f. 

9  Hierzu und zum Folgenden siehe Mervat Rish-
mawi, The Arab Charter on Human Rights and 
the League of Arab States: An Update, in: Hu-
man Rights Law Review 2010, S. 169-178. 

10  Algerien, Bahrain, Jemen, Jordanien, Katar, 
Libyen, Saudi-Arabien, Syrien, und die Verei-
nigten Arabischen Emirate.  

11  Rishmawi (Fn. 9), S. 173. 
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nal.12 Der Ausschuss wird von einem un-
abhängigen Sekretariat unterstützt, das 
auch damit beauftragt ist, Studien durch-
zuführen und Daten zu sammeln. Die peri-
odischen Staatenberichte sollen im Beisein 
der Vertreter des jeweiligen Vertragsstaats 
erfolgen. In Anlehnung an die Vorgehens-
weise der Ausschüsse zu den grundlegen-
den Menschenrechtsverträgen der UN be-
stimmt Artikel 48 (Abs. 5 und 6), dass die 
Schlussfolgerungen und Empfehlungen 
des Ausschusses über den Generalsekretär 
an den Rat der Liga weitergeleitet werden 
und als öffentliches Dokument weit ver-
breitet werden sollen. Zumindest formal 
ähnelt das Verfahren somit den Genfer 
Ausschüssen zu den UN-Menschen-
rechtsverträgen, inwiefern der Ausschuss 
jedoch auch tatsächlich ähnlich arbeitet, 
kann noch nicht beurteilt werden.13 

Die Menschenrechtskommission der 
ASEAN wurde 2007, zum 40. Jahrestag des 
Bündnisses, von den ASEAN-Staaten be-
schlossen.14 Mit der Verabschiedung der 

                                                      
12  FIDH - Worldwide Human Rights Movement, 

Human Rights Organizations and Arab Human 
Rights Committee engage in constructive dialo-
gue, abrufbar unter: http://www.fidh.org/ 
IMG/article_PDF/article_a7138.pdf (zuletzt be-
sucht am 1. Oktober 2011). 

13  Auf der Website der Arabischen Liga findet sich 
zwar ein Verweis zum Arabischen Menschen-
rechtskomitee, die Seiten zu weiteren Informa-
tionen, Sitzungsterminen und Berichten sind je-
doch allesamt ohne Inhalt. 

14  Zur Genese und zum institutionellen Design 
siehe James Munro, The relationship between the 
origins and regime design of the ASEAN Inter-
governmental Commission on Human Rights 
(AICHR), in: The International Journal of Hu-
man Rights 2010 (nur online verfügbar, abruf-
bar unter: http://www.tandfonline.com/ 
doi/abs/10.1080/13642987.2010.511996); Hao 
Duy Phan, The Evolution Towards an ASEAN 
Human Rights Body, in: Asian-Pacific Journal 
on Human Rights and the Law 2008, S. 1-12; Ca-
therine M. Renshaw, Understanding the new 
ASEAN Intergovernmental Commission on 
Human Rights: the Limits and Potential of 
Theory, University of New South Wales Faculty 
of Law Research Series, Paper 53, 2010. 

ASEAN-Charta15 binden sich alle ASEAN-
Mitgliedstaaten16 an die Schaffung eines 
‚regionalen Menschenrechtsmechanismus‘, 
der in Art. 14 gefordert ist. Das heißt, dass, 
anders als bei internationalen oder regiona-
len Menschenrechtsverträgen üblich, keine 
Ratifikation mehr erfolgen muss, sondern 
diese Verpflichtung für alle Staaten des 
Regionalbündnisses gilt. Dafür unterlag – 
erstmals in der Geschichte der ASEAN – 
die Charta einem Ratifikationsprozess. Die 
Menschenrechtskommission der ASEAN 
ist ein zwischenstaatliches, konsultatives 
Organ, kein unabhängiges Expertengremi-
um und verfügt, anders als die gängigen 
regionalen Menschenrechtsorgane über 
keinerlei Kompetenzen der Rechtsausle-
gung oder Rechtsdurchsetzung. Im Ein-
klang mit den grundlegenden Prinzipien 
der Nichteinmischung und Wahrung nati-
onaler Souveränität innerhalb der ASEAN 
obliegt ihr vielmehr die „Förderung“ von 
Menschenrechten. Die von einem hochran-
gigen Gremium erarbeitete Satzung17 be-
nennt vierzehn Funktionen, darunter die 
Entwicklung von Strategien zur Förderung 
und zum Schutz der Menschenrechte, die 
Sammlung von Informationen über die 
Förderung und den Schutz der Menschen-
rechte durch die ASEAN-Mitglieder, die 
Bereitstellung von Beratungsleistungen 
und technischer Hilfe für Organe der 
ASEAN, die Konsultation mit Nichtregie-
rungsorganisationen, die Erhöhung des 
öffentlichen Bewusstseins über Menschen-
rechte durch Bildungsarbeit, Forschungs-
arbeit und die Informationsverbreitung. 
Dabei, so die gegenüber der Charta spezifi-
zierte Zielsetzung, soll sie nationale und 
regionale Besonderheiten sowie unter-

                                                      
15  Abrufbar unter: http://www.asean.org/ 

publications/ASEAN-Charter.pdf (zuletzt be-
sucht am 1. Oktober 2011).  

16  Brunei, Indonesien, Kambodscha, Laos, Malay-
sia, Myanmar, die Philippinen, Singapur, Thai-
land, Vietnam. 

17  ASEAN Secretariat, Terms of Reference of 
ASEAN Intergovernmental Commission on 
Human Rights, 2009, online abrufbar unter: 
http://www.asean.org/publications/TOR-of-
AICHR.pdf (zuletzt besucht am 1. Oktober 
2011). 
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schiedliche historische, kulturelle und reli-
giöse Verhältnisse berücksichtigen. Neben 
einem Bekenntnis zum Prinzip der Nicht-
einmischung und der primär nationalen 
Verantwortung für den Schutz der Men-
schenrechte bekennt sich das Statut auch 
zur Unteilbarkeit und Universalität der 
Menschenrechte. Neben den bereits ge-
nannten Aufgaben und Funktonen ist die 
Kommission der ASEAN, auch hierin äh-
nelt sie der früheren UN-Menschenrechts-
kommission, gemäß ihrer Satzung auch für 
die Formulierung einer Menschenrechtser-
klärung der ASEAN zuständig und dies 
auch im Hinblick auf die (spätere) Entwick-
lung regionaler Menschenrechtsverträge. 
Somit ist mit einer Konkretisierung des 
gemeinsamen regionalen Standards zu 
rechnen, was eine Lücke schließen würde, 
die die ASEAN-Charta bewusst offen ge-
lassen hatte.18 

Im pazifischen Raum und in den nicht der 
ASEAN zugehörigen Teilen Asiens ist trotz 
langjähriger Bemühungen der UN bislang 
nicht zur Verabschiedung eines verbindli-
chen Normenkatalogs oder der Einrichtung 
eines Organs des regionalen Menschen-
rechtsschutzes gekommen.19 

 

III.  Unterschiede und Gemeinsamkeiten 
der regionalen Systeme  

Alle fünf bestehenden regionalen Men-
schenrechtssysteme sind Teil einer Regio-

                                                      
18  Die Charta selbst legt zwar in Art. 1 Nr. 7 als 

Ziel die Stärkung der Demokratie, guten Regie-
rungsführung und Rechtstaatlichkeit sowie die 
Förderung und den Schutz von Menschenrech-
ten und grundlegenden Freiheiten fest, enthält 
jedoch keine konkreteren Verpflichtungen oder 
einen präzisierten Normenkatalog. 

19   Das Pazifische Inselforum hat 2004 im Pacific 
Plan zunächst nur die Vision festgehalten, sich 
zu einer Region zu entwickeln, die Menschen-
rechte verteidigt und fördert. Zu den gescheiter-
ten Bemühungen ein regionales System zu ent-
wickeln siehe Sou Chiam, Asia’s Experience in 
the Quest for a Regional Human Rights Me-
chanism, in: Victoria University of Wellington 
Law Review 2009, S. 127-148 und P. Imrana Jalal, 
Why Do We Need a Pacific Human Rights 
Commission?, in: University of Wellington Law 
Review 2009, S. 177-194. 

nalorganisation (Europarat, Organisation 
Amerikanischer  Staaten [OAS],  AU, 
ASEAN, Arabische Liga), womit politisch 
oder wirtschaftlich kooperierende Staaten 
auch beim Schutz der Menschenrechte zu-
sammenarbeiten. Die Hoffnung, dass 
durch regionale Kooperation  stärkere 
Schutzmechanismen geschaffen werden 
können, als auf internationaler Ebene, hat 
sich aber nur partiell, nämlich für jene Re-
gionen erfüllt, die Kompetenzen zur 
Rechtsauslegung, Rechtsprechung und 
Überwachung an zentrale Organe abgeben 
haben,  das heißt für Europa und weite 
Teile des interamerikanischen Raums. 
Trotz etlicher transnationaler Bemühungen 
ist es in Asien und im Pazifik nicht zu ent-
sprechenden starken Verrechtlichungen 
der Menschenrechte gekommen und auf-
grund der Notwendigkeit zur Unterwer-
fung unter die Jurisdiktion der Gerichtshö-
fe weist diese in den Amerikas und Afrika 
auch Lücken auf. Wie die kurze Darstel-
lungen einiger Neuerungen in Teil 2 bereits 
verdeutlichte, bestehen zudem große Un-
terschiede im institutionellen Design der 
jeweiligen regionalen Menschenrechtsin-
strumente. Die größte Ähnlichkeit hinsicht-
lich der Rechtsdurchsetzung und der Ver-
bindlichkeit der Normen finden sich zwi-
schen den drei etablierten regionalen Men-
schenrechtsschutzsystemen in Europa, den 
Amerikas und Afrika.20 Sie stützen sich auf 
allgemeine Menschenrechtsverträge (Euro-
päische Menschenrechtskonvention, Ame-
rikanische Menschenrechtskonvention, 
Afrikanische Menschenrechtscharta) und 
werden durch Zusatzprotokolle und Ver-
träge zu einzelnen Menschenrechtsnormen 
(etwa zu den Rechten von Frauen oder 
Kindern) ergänzt. Die Amerikanische Men-
schenrechtskonvention (AMRK) von 1969 
ist weitgehend mit der Europäischen Men-
schenrechtskonvention (EMRK) identisch. 

                                                      
20  Vgl. Heyns/Padilla/Zwaak (Fn. 3), S. 165ff. Ein 

systematischer Vergleich der drei regionalen 
Schutzsysteme kann hier nicht erfolgen, siehe 
dazu aber die bereits angebende Literatur und 
Burns H. Weston/Robin N. Lukes/Kelly M. Hnatt, 
Regional Human Rights Regimes. A Compari-
son and Appraisal, in: Vand. J. Transnat'l L. 
1987, S. 585-637. 
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Die Afrikanische Menschenrechtscharta 
unterscheidet sich grundlegender von den 
europäischen und amerikanischen Vorbil-
dern als sie einige der in der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte (und der 
EMRK und AMRK) genannten Rechte aus-
lässt, demgegenüber aber Kollektivrechte, 
wie das Recht auf nationalen und interna-
tionalen Frieden (Art. 23) und ein Recht auf 
eine zufriedenstellende und der Entwick-
lung dienliche Umwelt (Art. 24), enthält. 
Einzigartig ist die Festlegung von Pflichten 
gegenüber der Familie, der Gesellschaft 
und dem Staat, etwa die Fürsorgeverpflich-
tung gegenüber den Eltern (Art. 29). Auch 
die Gerichtshöfe (und anderen Kontrollor-
gane) unterscheiden sich hinsichtlich ihrer 
Kompetenzen: so ist etwa die Staatenbe-
schwerde im OAS-System fakultativ und 
Individuen steht der Zugang zum Ameri-
kanischen Gerichtshof nicht unmittelbar 
offen. Hier muss (wie in Europa vor 1998) 
ein Fall von der Kommission oder den Ver-
tragsstaaten eingereicht werden. Eine wei-
tere Besonderheit des interamerikanischen 
Systems besteht in der Zuständigkeit der 
Interamerikanischen Menschenrechtskom-
mission: Sie kann auch Beschwerden ge-
genüber einem Mitgliedstaat der OAS an-
nehmen, wenn dieser Staat die AMRK von 
1969 gar nicht ratifiziert hat. Der Afrikani-
sche Gerichtshof kann Klagen wiederum 
nur dann annehmen, wenn der betreffende 
Staat seine Jurisdiktion durch Ratifizierung 
des Zusatzprotokolls anerkannt hat und 
zudem die Kommission (ähnlich wie im 
OAS-System) mit ihrem Versuch scheiterte, 
eine Lösung für den Fall herbeizuführen.  

Während die Etablierung eines Afrikani-
schen Gerichtshofs für Menschenrechte 
mithin als (nachholende) Anpassung an die 
etablierten regionalen Schutzsysteme in 
den Amerikas und in Europa gewertet 
werden kann,21 beschreiten die Arabische 
Liga und die ASEAN einen weniger an den 
westlichen Systemen ausgerichteten Weg. 
Zwar schließen auch die asiatischen und 
arabischen Initiativen eine Weiterentwick-
lung (mit Blick auf eine stärkere Verrechtli-

                                                      
21  So auch Bekker (Fn. 7), S. 161. 

chung) nicht aus, zum Teil ist diese sogar 
bereits angelegt (ASEAN; s. o.), dennoch 
fehlen hier dem „alten“ Modell ähnelnde 
Beschwerdemechanismen  und es ist nicht 
zur Festlegung verbindlicher und präziser 
formulierter Rechtsnormen gekommen, die 
den ganzen Normenkatalog der Allgemei-
nen Erklärung der Menschenrechte umfas-
sen. So weist die Arabische Menschen-
rechtscharta in ihrem Normenkatalog eini-
ge fundamentale Defizite auf: es fehlt hier 
etwa das Recht auf regelmäßige, unver-
fälschte, allgemeine und gleiche Wahlen 
mit geheimer Stimmabgabe oder einem 
gleichwertigen freien Wahlverfahren (Art. 
21 Abs. 3). Des Weiteren werden die Rechte 
von Frauen in Art. 3 Abs. 3 eingeschränkt, 
in dem es heißt:  

“Men and women are equal in respect of hu-
man dignity, rights and obligations within the 
framework of the positive discrimination estab-
lished in favour of women by the Islamic 
Shariah, other divine laws and by applicable 
laws and legal instruments”.  

Von den Bestimmungen des internationa-
len Rechts ist somit auch die überarbeitete 
Fassung von 2004 noch weit entfernt.22 

Die Menschenrechtskommission der 
ASEAN wiederum verfügt zwar einerseits 
über Kompetenzen zur Förderung des 
Menschenrechtsschutzes, die denen äh-
neln, die die Interamerikanische Men-
schenrechtskommission unmittelbar nach 
ihrer Gründung (und bis zur Einführung 
des Individualbeschwerdeverfahrens Mitte 
der 1960er Jahre) hatte, dem Schutz in Süd-
ostasien fehlt es aber bislang an einem ver-
bindlichen Normenkatalog und den etwa 
im UN-System üblichen Überwachungs-
verfahren. 

Im Ergebnis lässt sich somit festhalten, dass 
der rechtliche Schutz von Menschenrechten 
sich zwar geographisch ausweitet und zu-
nehmend stärker verrechtlicht, sich der 
Erfolg des europäischen und interamerika-
nischen Modells jedoch nicht in anderen 
Regionen replizieren ließ. Zudem weichen 
die regionalen Normenkataloge von den 

                                                      
22  Rishmawi (Fn. 9), S. 170. 
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internationalen Bestimmungen ab, was 
wenig verwunderlich ist, spiegeln sie doch 
die politischen, wirtschaftlichen und ge-
sellschaftlichen Realitäten und bringen den 
regional möglichen Konsens zum Aus-
druck.  

 

IV.  Universalismus versus Regionalis-
mus?  

In welchem Verhältnis stehen die regiona-
len und internationalen Menschenrechtsin-
strumente zueinander? Zeichnet sich eher 
eine Schwächung oder eher eine Stärkung 
des Universalismus der Menschenrechte 
ab? Diese Frage verweist augenblicklich 
auf die  vornehmlich in den 1980er und 
1990er Jahren ausgetragene Debatte um die 
Universalität der Menschenrechte. Zwar 
war es hier ja noch um die Frage gegangen, 
ob die international kodifizierten Men-
schenrechtsnormen überhaupt universelle 
Gültigkeit beanspruchen können oder ob sie 
sich einseitig auf europäische Werte und 
Rechtsnormen stützen.23 Doch wurden 
damit andere Schutzsysteme als die globa-
len, von den UN verabschiedeten Pakte 
und Konventionen, zunächst unweigerlich 
als ‚Alternative‘ oder ‚Gegenmodell‘ zu 
den universellen Normen aufgefasst. Aus 
eben diesem Grund erfreute sich das Kon-
zept des Regionalismus in den UN zu-
nächst keiner Beliebtheit, befürchtete man 
doch, dass regionale Menschenrechtssys-
teme den Universalismus der Menschen-
rechte in Frage stellen.24 Erst durch die 
Verabschiedung der beiden Menschen-
rechtspakte im Jahre 1966 änderte sich die-
se Einschätzung und die UN wirkten maß-
geblich auf die Entwicklung eines regiona-
len Menschenrechtsschutzsystems in Afri-
ka hin, welches sie als komplementär ansa-
hen. Bereits Mitte Dezember 1966 beauf-
tragte die UN-Generalversammlung die 
UN-Menschenrechtskommission sich mit 
der Frage zu befassen, ob regionale Men-
                                                      
23  Alison Dundes Renteln, International Human 

Rights – Universalism versus Relativism, 1990. 

24  Karel Vasak, Introduction, in: ders./Philip Als-
ton (Hrsg.), The International Dimension of 
Human Rights, 1982, S. 451-455 (S. 451f.). 

schenrechtsinstrumente für die Befolgung 
der beiden Menschenrechtspakte förderlich 
sein könnten. Die UN-Menschenrechts-
kommission setzte daraufhin eine Ad-hoc-
Gruppe ein, die 1968 das Ergebnis ihrer 
Beratungen vorlegte: eine entsprechende 
Initiative müsse von den jeweiligen Staaten  
beziehungsweise aus den Regionen selbst 
kommen.25 Die UN, in diesem Fall das Sek-
retariat, blieben dennoch nicht inaktiv, 
sondern hielten drei Konferenzen in Afrika 
ab, die im Ergebnis den Prozess der Ent-
stehung der afrikanischen Menschen-
rechtscharta anstießen. Schließlich bekann-
te sich die Staatengemeinschaft in der UN-
Generalversammlung 1977, also nach In-
krafttreten des Zivil- und Sozialpakts, zur 
Bedeutung regionaler Kooperation zum 
Schutz von Menschenrechten und legte 
Staaten die Entwicklung regionaler Schutz-
instrumente für jene Regionen nahe, in 
denen noch keine regionalen Menschen-
rechtsysteme bestehen.26 Ein ähnliches Be-
kenntnis zur Einrichtung neuer regionaler 
Schutzinstrumenten durch die internatio-
nale Staatengemeinschaft erfolgte in der 
Wiener Menschenrechtserklärung (1993). 
Sie forderte zudem zusätzliche Ressourcen 
für die Stärkung des regionalen Menschen-
rechtsschutzes. Die UN-Menschen-
rechtskommission bekräftigte dieses Vo-
tum in späteren Resolutionen, etwa in den 
Resolutionen 1993/51 und 2005/73.27 Hier 
vertritt sie explizit die Auffassung, dass die 
regionalen Instrumente die globalen ergän-
zen können: So heißt es in Resolution 
1993/5128:  

“Reaffirming that regional arrangements for the 
promotion and protection of human rights may 
make a major contribution to the effective en-
joyment of human rights and fundamental 
freedoms and that the exchange of information 
and experience in this field among the regions, 

                                                      
25  Vasak (Fn. 24), S. 452. 

26  UN-Dok. A/RES/32/127, vom 16. Dezember 
1977. 

27  UN-Dok. E/CN.4/RES/2005/73 vom 20. April 
2005. 

28  UN-Dok. E/CN.4/RES/1993/51 vom 9. März 
1993. 
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within the United Nations system, may be im-
proved”. 

Nachdem sich die UN als Hüterin der bei-
den globalen Menschenrechtspakte mithin 
für die Regionalisierung von Schutzme-
chanismen aussprachen und (bis heute) 
einsetzen und somit auch keinen Wider-
spruch beziehungsweise keinen Nachteil in 
der Koexistenz verschiedener Systeme sa-
hen, sind auch skeptische und kritische 
Stimmen in der akademischen Debatte 
weitgehend verhallt. Zwar befürchtet bei-
spielsweise Melissa Robbins, dass das Prin-
zip des Universalismus durch die dezentra-
le Überwachung und Implementierung 
erodiert, und beobachtet zudem mit Sorge 
eine „willkürliche Grenzziehung“ zwi-
schen Menschen, die unterschiedliche 
Rechte und unterschiedlichen Schutz ge-
nießen.29 Demgegenüber betonen viele 
Kommentatoren die Vorteile einer solchen 
regionalen Differenz, unter anderem, weil 
sie mehr Flexibilität und eine bessere Um-
setzungen verspricht.30 So bieten regionale 
Systeme nicht nur die Möglichkeit, regio-
nale Werte und Kooperationskulturen 
stärker zu berücksichtigen, was sich positiv 
auf Akzeptanz und Achtung auswirken 
kann, sondern können auch größeren Wert 
auf Details legen. Zudem erlauben sie eine 
Anpassung der Durchsetzungsinstrumente 
an die regionalen Gegebenheiten und 
Rechtskulturen und erleichtern die regio-
nale Peer-pressure.  Denn nur wenn man 
regionale Normkataloge als Absage an in-
ternational geltende Standards begreift, 
kann man sie als Gefahr für den Universa-
lismus ansehen. Und nur wenn man in den 
rechtlichen Verfahren den einzigen Weg 
zur Umsetzung von Menschenrechten 
sieht, kann die schwache Verrechtlichung 
der Verfahren zur Rechtsauslegung und –
durchsetzung in einzelnen Regionen als 
Absage an internationale Verfahren aufge-

                                                      
29  Melissa Robbins, Comment: Powerful States, 

Customary Law and the Erosion of Human 
Rights Through Regional Enforcement, Califor-
nia Western International Law Journal  2005, S. 
275-302.  

30  Heyns/Padilla/Zwaak (Fn. 3), S. 163-4; Jalal (Fn. 
19), S. 183f. 

fasst werden. Doch es gibt alternative Be-
trachtungsmöglichkeiten. In den verschie-
denen Theorien über Regelbefolgung, die 
in den Internationalen Beziehungen und im 
Völkerrecht  bestehen, wird ja neben der 
Qualität der Verrechtlichung (Überwa-
chung, Rechtsdurchsetzung, Präzisierung 
der Rechtsnormen)31  zunehmend auf die 
Rolle sozialer Identität hingewiesen.32 Re-
gionale Menschenrechtssystem stellen 
demnach zusätzliche Mechanismen zur 
Regelbefolgung bereit, über die universelle 
Systeme nicht verfügen. In dieser Lesart 
kann der regionale Menschenrechtsschutz 
als „Schlüssel zu einem universell und 
weltweit gültigen effektiven Menschen-
rechtsschutzsystem“ angesehen werden, 
das die künftige Einigung auf verbindliche 
internationale Standards erleichtert.33 

Ungeachtet eines universellen Gültigkeits-
anspruchs von Menschenrechten  kann an 
der Existenz verschieden stark 
verrechtlichter Rechtsauslegung und 
Rechtsdurchsetzung (s. o.), die Robbins mo-
niert, und an der fehlenden Berücksichti-
gung einiger fundamentaler Menschen-
rechte in den regionalen Bestimmungen 
nicht gerüttelt werden. Nicht von der Hand 
zu weisen ist, dass regionale Menschen-
rechtsysteme mit hohem Verrechtlichungs-
grad, wie das europäische und das intera-
merikanische System, den Menschen in 
ihrem Geltungsbereich einen höheren recht-
lichen Schutz bieten als das globale System. 
Die Existenz mancher regionaler Systeme 
kann also Menschen rechtlich besserstellen 
als das universelle System. Doch werden 
diese durch die Existenz regionaler Syste-
me schlechter gestellt? Und stellen die re-
gionalen Initiativen, wie von den Befür-

                                                      
31  Judith Goldstein/Miles Kahler/Robert O. Keo-

hane/Anne-Marie Slaughter, Introduction: Legali-
zation and World Politics, in: International Or-
ganization 2000, S. 385-399. 

32  Ryan Goodman/Derek Jinks, How to Influence 
States: Socialization and International Human 
Rights Law, in: Duke Law Journal 2004, S. 621-
703. 

33  So Frank Glienicke, Regionaler Menschenrechts-
schutz in Asien – Ein Kurzbeitrag, in: MRM 
2007, S. 323-331 (S. 331).  
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worten des Regionalismus angenommen, 
eine Ergänzung zum globalen Schutzsys-
tem dar oder konkurrieren sie mit diesem 
oder stellen es gar in Frage?  

Wie die obige Betrachtung gezeigt hat, 
weisen die neueren Schutzsysteme in Süd-
ostasien und im arabischen Raum keine 
zusätzlichen, dem universellen System 
fehlenden Verfahren der Regeldurchset-
zung auf. Sie ergänzen das internationale 
System also auf den ersten Blick nur inso-
fern, als sie für Staaten, die noch keine oder 
nur sehr selektive vertragliche Bindungen 
eingegangen sind, eine rechtliche Ver-
pflichtung zur Achtung der in den grund-
legenden UN-Übereinkommen gesicherten 
Menschenrechte festlegen. Dabei werden, 
auch das wurde dargelegt, einzelne inter-
national gesicherte Rechte entweder stark 
eingeschränkt oder vom Normenkatalog 
nicht berücksichtigt (Arabische Liga). Den-
noch spricht vieles dafür, die regionalen 
Systeme nicht als Konkurrenten zum glo-
balen System anzusehen. Insbesondere 
sollten die immensen Unterschiede in der 
Rechts- und Schutzgewährung zwischen 
einzelnen Staaten und Regionen nicht den 
regionalen Schutzsystemen angelastet 
werden:  

(1) So muss zunächst festgehalten werden, 
dass nicht erst regionale Instrumente son-
dern bereits Vorbehalte zu internationalen 
Menschenrechtsverträgen und die man-
gelnde Akzeptanz von fakultativen Über-
wachungs- und Rechtsauslegungsinstru-
menten zu Unterschieden in der Geltung 
von globalen Menschenrechtsnormen in 
einzelnen Ländern führen. Die unter-
schiedlich stark ausgeprägte Bindung ein-
zelner Staaten an Menschenrechte im Völ-
kervertragsrecht ist somit nicht das Ergeb-
nis regionaler Systeme, sondern Ausdruck 
der unterschiedlich starken Akzeptanz 
einzelner Normen und Ergebnis staatlicher 
Souveränität.  

(2) Zudem weisen globale Menschen-
rechtsverträge trotz der Existenz regionaler 
Menschenrechtsysteme kontinuierlich stei-
gende Ratifikationszahlen auf. Dies kann 
zumindest als ein Indiz dafür angesehen 

werden, dass regionale Schutzsysteme von 
Staaten nicht per se als Alternative zu glo-
balen Instrumenten angesehen werden, 
sondern als  Möglichkeit, zusätzlich spezi-
fische Rechtsauffassungen und Durchset-
zungsverfahren zu institutionalisieren. 
Kontrafaktisch wäre zu prüfen, ob das glo-
bale System in Abwesenheit regionaler 
Systeme einen höheren Zulauf erfahren 
würde. Gegen diese Annahme spricht die 
Beobachtung, dass gerade jene Staaten, 
denen sowohl ein regionales als auch ein 
globales Menschenrechtsschutzsystem zur 
Verfügung steht, höhere Ratifikationsraten 
bei den neun grundlegenden Menschen-
rechtsverträgen der UN aufweisen, als 
Staaten aus den Regionen, bei denen keine 
regionalen Schutzsysteme zur Verfügung 
stehen. So finden sich die niedrigsten Rati-
fikationsraten bei den 16 Staaten des Pazi-
fik-Insel-Forums: 2009 hatte kein Staat das 
Übereinkommen zum Schutz der Rechte 
aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Fami-
lienangehörigen sowie das Übereinkom-
men zum Schutz aller Personen vor dem 
Verschwindenlassen ratifiziert, nur zwei 
Staaten hatten das Übereinkommen gegen 
Folter und andere grausame, unmenschli-
che oder erniedrigende Behandlung oder 
Strafe, vier Staaten den Sozialpakt sowie 
das Übereinkommen über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen, fünf den 
Zivilpakt, sechs das Internationale Über-
einkommen zur Beseitigung jeder Form 
von Rassendiskriminierung ratifiziert. Ein-
zig das Übereinkommen über die Rechte 
des Kindes war von allen Staaten, das   
Übereinkommen zur Beseitigung jeder 
Form von Diskriminierung der Frau von 14 
Staaten ratifiziert worden – beide Abkom-
men weisen auch weltweit die höchste Ra-
tifikationsdichte auf.34 Dieser Trend kann 
zumindest teilweise auch dadurch erklärt 
werden, dass die regionalen Systeme Hilfe-
stellungen bei der Ratifizierung internatio-

                                                      
34  OHCHR Regional Office for the Pacific, Ratifica-

tion of International Human Rights Treaties. 
Added Value for the Pacific Region, 2009, online 
abrufbar unter: http://pacific.ohchr.org/docs/ 
RatificationBook.pdf (zuletzt besucht am 1. Ok-
tober 2011). 
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naler Übereinkommen bieten. Die ASEAN-
Menschenrechtskommission ist nach ihrem 
Statut (Art. 4.4. und 4.5) auch damit beauf-
tragt, die ASEAN-Mitglieder hinsichtlich 
der Ratifizierung internationaler Men-
schenrechtskonventionen zu bestärken und 
sie durch kapazitätsstärkende Maßnahmen 
bei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen im 
vertragsgestützten Menschenrechtsschutz 
zu unterstützen. 

(3) Hervorzuheben ist auch, dass regionale 
Menschenrechtssysteme den Bürger(innen) 
die Wahl der Rechtsordnung zugestehen, 
die für sie am vorteilhaftesten ist. So wei-
sen sowohl die EMRK, die AMRK, die Af-
rikanische Charta als auch die Arabische 
Charta auf die Geltung anderer Rechts-
normen hin. Die EMRK bezieht sich dabei 
in Art. 60 auf alle durch den Staat aner-
kannten Vereinbarungen zum Schutz von 
Menschenrechten, die AMRK verweist in 
Art. 29 explizit auf andere Übereinkommen 
und die afrikanische Charta verweist in 
diesem Sinne explizit auf die Allgemeine 
Erklärung der Menschenrechte. Art. 43 der 
Arabischen Charta bestimmt, dass die Be-
stimmungen der Charta nicht so ausgelegt 
werden dürfen, dass Menschenrechte, die 
nach nationalem Recht oder von den ein-
zelnen Staaten ratifizierten internationalen 
Verträgen geschützt sind, eingeschränkt 
werden dürfen. Und der Afrikanische Ge-
richtshof für Menschenrechte ist nicht nur 
für Klagen auf Grundlage der Banjul-
Charta, sondern auch auf Grundlage ande-
rer Menschenrechtsverträge zuständig, 
wenn der angeklagte Staat diese ratifiziert 
hat.35  

(4) Der nicht nur in der Rechts-, sondern 
auch in der Politikwissenschaft weithin 
ausgeprägte Wunsch nach stärkerer Ver-
rechtlichung im Bereich Menschenrechte, 
vor allem hinsichtlich Überwachung und 
Sanktionierung, tendiert dazu, die Wir-
kung menschenrechtlicher Überwachungs-

                                                      
35  Andreas Zimmermann/Jelena Bäumler, Das erste 

Urteil des Afrikanischen Gerichtshofs für Men-
schen- und Völkerrechte – zugleich eine Einfüh-
rung in die Funktionen und Arbeitsweisen des 
Gerichtshofs, in: MRM 2011, S. 27-37 (S. 31). 

systeme zu überschätzen36 und lässt ande-
re, alternative Wege zur innerstaatlichen 
Achtung der Menschenrechte als jene im 
„demokratischen Staat rational-legaler 
Prägung“ unberücksichtigt.37 Hierzu zäh-
len etwa Menschenrechtsbildung und -auf-
klärung, soziales Lernen, der Einsatz von 
Ombudspersonen oder Menschenrechtsbe-
auftragter und die Stärkung innerstaatli-
cher Fürsprecher(inne)n von  Menschen-
rechten. Regionale Systeme können über 
Peer-pressure und fördernde Aufgabenfel-
der hier durchaus einen Beitrag leisten. 

 

V.  Ursachen des Regionalismus: bottom-
up, top-down oder horizontal diffun-
dierend? 

In der Regionalismusforschung, so haben 
es Anja Jetschke und Tobias Lenz jüngst her-
ausgearbeitet, dominieren Ansätze, die 
regionale Kooperation, sei es in Form von 
Organisationen oder Abkommen als „Er-
gebnis spezifischer Interessen-, Institutio-
nen- und/oder Identitätskonstellationen, 
die von unten nach oben arbeiten“ verste-
hen.38 Demnach lassen sich die unter-
schiedlichen Menschenrechtsschutzsyste-
me als aus dem jeweiligen Raum kommen-
de Institutionalisierung unterschiedlicher 
Rechtskulturen, Ideen und Identitäten in-
terpretieren, die sich nicht nur in der jewei-
ligen Betonung individueller oder kollekti-
ver Menschenrechtsnormen, sondern auch 
in der Stärke der Souveränitätsbegrenzung 
unterscheiden.  Während das Ergebnis der 
unterschiedlichen regionalen Kooperati-

                                                      
36  Zu den Nachteilen einer zu starken Verrechtli-

chung im Bereich der Menschenrechte siehe 
Laurence R. Helfer, Overlegalizing Human 
Rights. International Relations Theory and the 
Commonwealth Caribbean Backlash Against 
Human Rights Regimes, in: Columbia Law Re-
view  2002, S. 1832-1911. 

37  Anja Jetschke, Weltkultur versus Partikularis-
mus. Die Universalität der Menschenrechte im 
Lichte der Ratifikation von Menschenrechtsver-
trägen, in: Die Friedens-Warte 2006, S. 25-49 (S. 
45). 

38  Anja Jetschke/Tobias Lenz, Vergleichende 
Regionalismusforschung und Diffusion, Politi-
sche Vierteljahresschrift 2011, S. 448-474. 
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onsbemühungen dies zu bestätigen scheint, 
zeigen die jeweiligen Dynamiken und Pro-
zesse jedoch, dass die Initiativen und kon-
kreten Vorschläge für die Ausgestaltung 
der regionalen Systeme nicht von den Staa-
ten in den Regionen ausgingen, sondern 
Ergebnis transnationaler Sozialisationsbe-
mühungen und regionaler Identitätsbil-
dung sind. Das institutionelle Design der 
regionalen Initiativen trägt deutliche Spu-
ren der Imitation bestehender Modelle, 
wenngleich die Übernahme solcher Model-
le stets unvollständig bleibt, das heißt auf 
die jeweils ratifizierbaren Inhalte und Ein-
griffe in nationale Souveränität begrenzt 
bleibt, die aktuell konsensfähig sind. Wir 
haben es also mit der Diffusion regionaler 
Modelle des Menschenrechtsschutzes zu 
tun, wie im Folgenden illustriert wird. 

Die Entwicklung des europäischen, inner-
amerikanischen und afrikanischen Men-
schenrechtschutzes zeigt, dass sich jedes 
neue regionale System etwas von den be-
reits  bestehenden Systemen abschaute.39 
So wird weithin davon ausgegangen, dass 
der institutionelle Rahmen der Amerikani-
schen Menschenrechtskonvention (1959) 
dem europäischen Vorbild nachempfunden 
wurde.40 Allerdings hat sich die Forschung 
zu (regionalen) Menschenrechtsregimen 
noch nicht systematisch mit der Frage der 
interregionalen Diffusion im Bereich der 
Menschenrechte befasst. Dabei finden sich 
weitere Hinweise für eine Übernahme be-
stehender Modelle. Der Entwurf für den 
Afrikanischen Gerichtshof, so das Ergebnis 
der Analyse Gina Bekkers, lehnte sich deut-
lich an die Dokumente zur Entstehung re-
gionaler Menschenrechtsgerichtsbarkeit in 
Europa und den Amerikas an. Vor allem 
die formale Struktur des Gerichtshofs, etwa 
seine Zusammensetzung, die Amtszeiten 
der Richter, die Bestimmungen zur Unab-
hängigkeit der Richter und die Regeln zur 
Einreichung von Beschwerden sind regio-
nalen und internationalen Bestimmungen 
nachempfunden.41 Und wie ich oben be-
                                                      
39  Shelton (Fn. 2), S. 109, 110, 143. 

40  Shelton (Fn. 2), S. 103. 

41  Bekker (Fn. 7), S. 161. 

reits ausgeführt habe, finden sich für das 
Berichtsprüfungsverfahren zur Arabischen 
Menschenrechtscharta Vorbilder im ver-
tragsgestützten Menschenrechtsschutz bei 
den Vereinten Nationen, während die för-
derenden Aktivitäten der ASEAN-
Menschenrechtskonvention Anleihen an 
die frühe Amerikanische Menschenrechts-
kommission und die frühe UN-
Menschenrechtskommission machen. 

Wie kommt es zu diesen Ähnlichkeiten im 
institutionellen Design und zur, wenn auch 
schwachen, Verrechtlichung von Men-
schenrechten durch autoritäre Regime und 
Regionen mit oftmals desolater Menschen-
rechtslage? Es lassen sich mehrere Diffusi-
onskanäle und Diffusionsmechanismen 
identifizieren, die zur Verbreitung grund-
legender Elemente bereits bestehender Sys-
teme (unter anderem UN, Interamerikani-
sches System) führen. Am bedeutendsten 
erscheinen ‚informelle Kanäle‘, welche 
durch transnationale Netzwerke, etwa 
Netzwerke von Nichtregierungsorganisati-
onen oder epistemische Gemeinschaften, 
gebildet werden und ‚formalisierte Kanäle‘, 
die interregionale (Dialog-)Foren bereitstel-
len. Der deutlichste Mechanismus ist in 
den untersuchten Fällen nicht Zwang (ma-
terielle Sanktionen) und soziales Lernen, 
sondern kognitiver und sozialer Druck 
(Akkulturation).42 Dass dabei keine voll-
ständige Übernahme erzielt wird, ließe sich 
mit nachlassendem Druck nach anfängli-
chen Reformen, mit unvollständigen Über-
zeugungsprozessen und mit dem Grad der 
Identifikation mit einer Referenzgruppe 
beziehungsweise der Existenz mehrerer 
Referenzgruppen erklären. Vor allem 
Amitav Acharya hat in seinen Studien zum 
asiatischen Regionalismus zudem auf eine 
weitere Dynamik hingewiesen, die er als 
Lokalisierung bezeichnet: demzufolge mi-
schen lokale und regionale Akteure externe 
Normen und Modelle aktiv mit bestehen-

                                                      
42  Zur Konzeptionalisierung der verschiedenen 

Kanäle siehe Jetschke/Lenz (Fn. 38), S. 457ff., zu 
den Diffusionsmechanismen, insbesondere der 
Akkulturation siehe Goodman/Jinks (Fn. 32), S. 
623-656. 
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den lokalen Normen.43 Diese Mischung 
oder Umgestaltung erlaubt ihnen die Wah-
rung der eigenen Identität und die Wah-
rung der Kongruenz mit lokalen Praktiken 
ebenso wie die Übernahme externer Nor-
men in Folge sozialen und kognitiven 
Drucks oder das Ersetzen in Frage stehen-
der Normen oder ineffektiver Instrumente.  

In allen Fällen lassen sich transnationale 
und zum Teil auch zwischenstaatliche Dif-
fusionskanäle identifizieren. So wurde die 
Idee für einen afrikanischen Menschen-
rechtsgerichtshof, auf den sich die Staats- 
und Regierungschefs der Organisation für 
Afrikanische Einheit (OAU) über drei Jahr-
zehnte zuvor nicht hatten einigen können,  
im Jahre 1993 durch eine transnational 
agierende Berufsgruppe, die Internationale 
Juristenkommission, angestoßen.44 Auch 
die Arabische Charta der Menschenrechte 
von 2004 wurde unter Konsultation und 
Beteiligung anderer Organisationen erar-
beitet: das UN Hochkommissariat für Men-
schenrecht unterstützte beratend die Per-
manent Arab Human Rights Commission 
(PAHRC), welche sich maßgeblich für die 
Überarbeitung einsetzte und auch interna-
tionale und regionale Menschenrechtsor-
ganisationen einbezog. Und wie oben be-
reits beschrieben, waren es neben den 
transnationalen Rechtsexperten vor allem 
die UN, die den Prozess der Entstehung 
einer Afrikanischen Menschenrechtscharta 
mit voranbrachten und beeinflussten. Zwar 
wird als Initialzündung der Initiative ein 
Treffen afrikanischen Juristen in Lagos im 
Jahre 1961, das die Internationale Juristen-
kommission ausrichtete, angesehen, auf 
dem die Staats- und Regierungschefs zur 
Schaffung einer afrikanischen Charta und 
eines afrikanischen Gerichtshofs aufgeru-
fen worden waren.45 Doch gelten die oben 
erwähnten UN-Konferenzen seit 1969 so-

                                                      
43  Amitav Acharya, Whose Ideas Matter? Agency 

and Power in Asian Regionalism, 2009. 
44  Zimmermann/Bäumler (Fn. 35), S. 28. 

45  Hierzu und zum Folgenden Nihal Jayawickrama, 
The Judicial Application of Human Rights Law. 
National, Regional and International Jurispru-
dence, 2002, S. 79; Baricako (Fn. 6), S. 2. 

wie weitere Konferenzen der Internationa-
len Juristenkommission als der Rahmen, in 
dem sich die Idee überhaupt erst weiter 
konkretisieren konnte. Die UN waren im 
Zuge dieser Treffen explizit mit der Unter-
stützung bei der Gründung einer afrikani-
schen Menschenrechtskommission und mit 
der Anbahnung und Förderung von Kon-
sultationen mit der OAU beauftragt wor-
den.46 Auf einem vom UN-Generalsekretär 
im Auftrag der UN-Generalversammlung 
1979 in Monrovia abgehaltenen Treffen 
konnte schließlich die Grundlage für die 
afrikanische Menschenrechtskommission 
geschaffen werden. Durchaus ähnliche 
Bemühungen lassen sich im asiatischen 
Raum beobachten, wo die UN und transna-
tional agierende Nichtregierungsorganisa-
tionen seit langem die Notwendigkeit zur 
Schaffung eines regionalen Mechanismus 
forderten und in zahlreichen Konferenzen 
und Arbeitstreffen mit Staats- und Regie-
rungsvertretern Vorschläge für deren Aus-
gestaltung diskutierten und präsentierten.  

Im Falle der ASEAN und der AU ist nicht 
nur das vom Akkulturationsansatz erwar-
tete Drängen externer Akteure gut doku-
mentiert. Hier lässt sich auch der Wunsch 
der Zugehörigkeit zu einer Referenzgruppe 
gut dokumentieren: so wollten, wie Bekker 
es ausdrückt, die gerade unabhängig ge-
wordenen afrikanischen Staaten mithilfe 
der Schaffung der Banjul-Charta in die 
Gruppe der zivilisierten Staaten aufge-
nommen werden.47 Dies zeigt, dass es zur 
Übernahme eines regionalen Modells zum 
Schutz erst dann kam, wenn die Regional-
organisationen zur Änderung ihrer In-
strumente bereit waren. Die Idee zur Ein-
richtung des Afrikanischen Gerichtshofs 
fruchtete, als die OAU ihrerseits einen Re-
formprozess anstrengte, aus dem die AU 
als effizientere Organisation hervorgehen 
sollte. Auch der Entscheidung zur Einrich-
tung eines südostasiatischen Mechanismus, 
der bereits kurz nach der Wiener Men-
schenrechtskonferenz 1993 von der Wor-
king Group for an ASEAN Human Rights 

                                                      
46  Baricako (Fn. 6), S. 5. 

47  Bekker (Fn. 7), S. 154. 
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Mechanism vorbereitet worden war, kam 
erst in Schwung, als die Staats- und Regie-
rungschefs in der ASEAN beschlossen hat-
ten, die ASEAN insgesamt stärker an ei-
nem europäischen Integrationsmodell aus-
zurichten und führende Politiker davon 
sprachen, dass die Region in Menschen-
rechtsfragen nicht mehr anderen hin-
terherhinken dürfe.48 Im Fall der pazifi-
schen Inselstaaten oder der südpazifischen 
Gemeinschaft haben die bisherigen Bemü-
hungen der UN und regionaler Nichtregie-
rungsorganisationen noch nicht zu einem 
Ergebnis geführt. Zwar wurden auch hier 
interessanterweise wieder den bestehenden 
regionalen Mechanismen nachempfundene 
Modelle diskutiert, diese jedoch erst in An-
sätzen mit einem regionalen Integrations-
prozess verknüpft und an lokale Bedürf-
nisse angepasst.49 Interviews mit Akteuren 
aus der Region ergaben zudem, dass die 
bisherigen Bemühungen als von Australien 
und Neuseeland dominiert angesehen 
werden und es noch nicht gelungen ist, ein 
regionales Menschenrechtsverständnis zu 
bestimmen, das an lokale Bräuche an-
schlussfähig ist und ein angemessenes 
Verhältnis von Individual- und Kollektiv-
rechten entwickelt.50 Mit anderen Worten: 
Es fehlt bislang auch einer adäquaten Loka-
lisierung von Menschenrechtsnormen in 
dieser Region. 

 

VI.  Schlussfolgerung  

Die Analyse der Dynamiken und Prozesse, 
die zur Etablierung regionaler Menschen-
rechtsregime führen, zeigt, dass der 
Wunsch illusorisch ist, die international 
kodifizierten Normen möglichst vollstän-
dig und nach europäischem Vorbild auch 
möglichst stark in anderen Regionen zu 
verrechtlichen. Zumindest die neuen Initia-
tiven sind nicht geeignet die rechtliche 
                                                      
48  Munro (Fn. 14), S. 5 und 19; Renshaw (Fn. 14), S. 

19.  

49  Siehe hierzu Jalal (Fn. 19), S. 180-3, Kathryn Hay, 
A Pacific Human Rights Mechanism. Specific 
Challenges and Requirements, Victoria Univer-
sity of Wellington Law Review 2009, S. 195-214.  

50  Hay (Fn. 49), S. 208-214. 

Durchsetzungsschwäche der internationa-
len Instrumente zu beheben, bleiben sie 
doch hinter deren Standards zurück.  

Die Entwicklungen in Südostasien und 
Afrika zeugen zudem (ebenso wie die 
Entwicklungen im pazifischen Raum) von 
der Langwierigkeit von Diffusionsprozes-
sen. Sie belegen aber auch, dass es neben 
transnationaler Anstrengungen auch politi-
scher Gelegenheitsfenster und einer Füh-
rung durch die Regionalorganisationen 
bedarf. Schließlich zeigen sie, dass das der 
‚neue‘ Regionalismus im Bereich der Men-
schenrechte vom ‚alten‘ Modell regionaler 
Menschenrechtsysteme, das in den Ameri-
kas, Afrika und Europa gilt, abweicht und 
auf weniger rechtsförmige Prozesse zur 
Förderung und zum Schutz der Menschen-
rechte vertraut. Das arabische System äh-
nelt eher dem System des vertragsgestütz-
ten Menschenrechtsschutzes bei den Ver-
einten Nationen, das südostasiatische Mo-
dell eher dem Modell der ursprünglichen 
UN-Menschenrechtskommission. Für die 
tatsächliche Umsetzung muss dies kein 
schlechtes Omen sein, wenn es in den Re-
gionen gelingt über Peer-pressure, Om-
budsmänner und nationale Kommissionen, 
Sozialisationsprozesse und die Stärkung 
von Menschenrechtsorganisationen zur 
stärkeren Akzeptanz von Menschenrechten 
beizutragen und rechtliche, politische und 
gesellschaftliche Reformen vor Ort zu be-
wirken. Lokalisierungsprozesse können 
dann als Chance wahrgenommen werden, 
wenn man sie als ersten Schritt der Evolu-
tion von Menschenrechtsschutzsystemen 
begreift,51 der weniger rechtsförmigen als 
zunächst alternativen Wegen zur schritt-
weisen Erkämpfung der Achtung der Men-
schenrechte ein Forum und einen Refe-
renzpunkt bietet, auch weil er vor Ort als 
‚eigenverantwortlicher‘ und damit legiti-
merer Schritt wahrgenommen wird. 

                                                      
51  So etwa Le Thu Huong, Many Faces and One 

Identity? ASEAN in the Case of the Human 
Rights Regime, in: Asia-Pacific Journal of Social 
Relations, Sonderheft Nr. 1, 2010, S. 56-70. 
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